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MANIFEST ZUR EUROPAWAHL 2009
NICHTS ÜBER MENSCHEN MIT BEHINDERUNG,
OHNE MENSCHEN MIT BEHINDERUNG
Unsere 10 Hauptforderungen zur Überwindung der 

Diskriminierung aufgrund einer Behinderung
Wir, die mehr als 50 Millionen Bürger mit Behinderungen in der Europäischen Union - unterstützt vom European Disability Forum - stellen 15 % ihrer Wählerschaft dar und repräsentieren ein Viertel aller Familien in der EU, denn in jeder 4. Familie lebt ein Angehöriger mit Behinderung. Daher können wir das Ergebnis der Europawahlen entscheidend beeinflussen. Wir rufen daher all diejenigen, die bei der Wahl für das Europäische Parlament im Juni 2009 kandidieren, auf, sich zu einem Engagement zugunsten unserer Belange im Rahmen ihrer politischen Kampagne und ihrer Rolle als zukünftiges Mitglied des Europäischen Parlaments zu verpflichten. 
Alle Bürger der EU werden aufgerufen, ihre Stimme bei den Wahlen zum Europäischen Parlament abzugeben. Die für Juni 2009 angesetzte Wahl ist das wichtigste Verfahren der direkten Demokratie in der Europäischen Union. Es ist eine einzigartige Gelegenheit für die zukünftigen Mitglieder des neuen Europaparlaments, sich wahrhaft zu konkreten Veränderungen zu verpflichten, die sicherstellen, dass Bürger mit Behinderungen ihre zivilen, sozialen, wirtschaftlichen und politischen Rechte voll ausüben können.
	Wir Bürger mit Behinderungen möchten zur Errichtung einer Europäischen Union für Bürger beitragen. Wir verlangen daher, dass unsere Bedürfnisse und Rechte berücksichtigt werden, und zwar:
1. das Recht auf gleichberechtigten Zugang zu Wahlen und zur Teilnahme an Wahlkampagnen
2. ein Europäisches Parlament für Alle
3. eine zügige Ratifizierung und Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen
4. ein umfassender Pakt zur Behindertenpolitik mit Richtungsvorgaben und Zielen auf EU-Ebene
5. das Recht auf Teilhabe an den Entscheidungsfindungsprozessen in der EU und daran, die Rechte der Menschen mit Behinderung in allen Politikbereichen der EU und der Einzelstaaten als selbstverständlich zu verankern
6. das Recht auf gleichen Zugang und Chancengleichheit im Bereich der Bildung 
7. das Recht auf Gleichbehandlung in der Arbeitswelt

8. das Recht auf sozialen Schutz, soziale Sicherheit und ein ausreichendes Einkommen
9. das Recht, ein unabhängiges und selbstbestimmtes Leben in der Gesellschaft zu führen
10. das Recht auf Zugang zu Gütern und Dienstleistungen, öffentlichen Verkehrsmitteln, öffentlicher Infrastruktur, Kommunikations- und Informations-Mitteln


wie ist ihr kenntnisstand über die lage von menschen mit behinderungen in der europäischen union?
· Menschen mit Behinderungen sind keine kleine Minderheit: es gibt mehr als 50 Millionen Bürger mit Behinderungen in der EU, was einem Anteil von mehr als 15 % der EU-Bevölkerung entspricht.
· In jeder 4. Familie gibt es einen behinderten Angehörigen.
· Es ist für uns im Vergleich zu Menschen ohne Behinderung mehr als doppelt so unwahrscheinlich, einen akademischen Bildungsgrad zu erreichen.

· Viele behinderte Kinder haben keine Chancengleichgleichheit im Zugang zu Bildung.
· Unsere Einkommensquelle besteht eher weniger aus selbstverdientem Einkommen als vielmehr aus gesetzlichen Sozialleistungen. Zudem ist unser Einkommen im allgemeinen wesentlich geringer als das Einkommen von Menschen ohne Behinderung.
· Die Arbeitsmarktstatistik zeigt, dass wir doppelt so häufig von Arbeitslosigkeit betroffen sind, als Menschen ohne Behinderung. Darüber hinaus ist es allerdings so, dass Tausende von uns vom Arbeitsmarkt und dadurch auch von den Arbeitslosenstatistiken ausgeschlossen sind.
· Obwohl wir - zusammen mit anderen, vorübergehend mobilitätseingeschränkten Menschen - insgesamt 40 % der Bevölkerung ausmachen, leben wir in einer nicht barrierefreien Umwelt. 
· Jeder zweite Mensch mit Behinderung hat niemals an Freizeitangeboten, kulturellen oder sportlichen Aktivitäten teilgenommen und hatte nie Zugang zu Theatern, Kinos, Konzerten, Bars und Restaurants, Büchereien.
· Wir sind Isolation und Vorurteilen ausgesetzt.
· Mehr als 200.000 Menschen mit Behinderungen sind gezwungen, in geschlossenen Einrichtungen zu leben, ohne Recht auf ein selbstbestimmtes Leben und ohne Gewährleistung der grundlegendsten Menschenrechte.
· Die Freizügigkeit der Menschen innerhalb der Europäischen Union ist für uns ein reines Ideal, denn meist gibt es Barrieren, die uns daran hindern, aus dem Haus zu gehen.
· Mehr als 1.300.000 Bürger haben die Kampagne “1million4disability” zugunsten von umfassenden rechtlichen Maßnahmen zur Überwindung der Diskriminierung von Behinderung unterzeichnet. 
2009 UND DARÜBER HINAUS: NICHTS ÜBER MENSCHEN MIT BEHINDERUNG, OHNE MENSCHEN MIT BEHINDERUNG
Wir zählen auf Sie, wenn es um die Förderung der Rechte Ihrer behinderten Wählerinnen und Wähler und deren Familien geht.
Wir zählen auf Sie, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderung und Eltern von behinderten Kindern, die sich selbst nicht vertreten können, sowie die Behindertenorganisationen bei allen sie betreffenden Angelegenheiten vollständig mit einbezogen und konsultiert werden – gemäß dem Grundsatz: „Nichts über behinderte Menschen ohne behinderte Menschen“. 
Wir zählen auf Sie, damit der Appell von mehr als 1.300.000 Bürgern zur Überwindung der Diskriminierung aufgrund einer Behinderung nicht ohne Widerhall bleibt.

Wir zählen auf Sie und wünschen, dass Sie unsere 10 Hauptforderungen in Ihre Wahlkampagne mit aufnehmen.
(
Das Recht auf gleichberechtigten Zugang zu Wahlen und zur Teilnahme an Wahlkampagnen 
Wir Bürger mit Behinderungen müssen in der Lage sein, unser Wahlrecht und darüber hinaus unser Recht auf Information über die Kandidaten und Wahlprogramme sowie über unser Wahlrecht vollständig in Anspruch zu nehmen. Dies bedeutet, dass wir unser Wahlrecht frei und auf der Grundlage einer auf genügend Informationen beruhenden Entscheidung ausüben können, ohne ungebührliche Beeinflussung durch andere und möglichst wohnortnah, vor allem für diejenigen, die in Wohnstätten für behinderte Menschen leben. Damit einher geht das Recht auf eine geheime, eigenständige oder falls notwendig individuell unterstützte Wahl und auf die Zugänglichkeit der Wahlbüros, Wahlmaterialien und -dokumente, Verfahren und Debatten. Alle Materialien und Informationen bezüglich der Wahlen müssen in voll zugänglichen Formaten wie Großdruck, Braille-Schrift, elektronischen Formaten, Gebärdensprache, leichte Sprache, mit Untertiteln bei Fernsehsendungen und Erläuterungen im Hörformat zur Verfügung stehen.
Genau wie alle anderen Bürger müssen wir frei und unabhängig unser Recht ausüben können, für öffentliche Ämter innerhalb der Europäischen Union und darüber hinaus gewählt zu werden.
(
Ein Europäisches Parlament für Alle
Wir behinderten Bürger rufen das Europa-Parlament dazu auf, ein Vorbild darin zu sein, dass ein vollständiger und gleichberechtigter Zugang zu all seinen Gebäuden, Dokumenten, Internetseiten und Sitzungen gewährleistet ist (einschließlich Ringschleifenanlagen für Hörgeräteträger und Gebärdendolmetschern) und dass bei der Besetzung von Arbeitsplätzen Chancengleichheit besteht.
( 
Eine zügige Ratifizierung und Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

Wir Menschen mit Behinderungen müssen aus der bedeutendsten und erstmalig rechtlich verbindlichen internationalen Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen Nutzen ziehen können, indem sie von den Europäischen Gemeinschaften, ihren Institutionen und den EU-Mitgliedsstaaten zügig ratifiziert und umgesetzt wird.
(
Ein umfassender Pakt zur Behindertenpolitik mit Richtungsvorgaben und Zielen auf EU-Ebene

Wir Menschen mit Behinderungen fordern einen starken Pakt zur Behindertenpolitik auf der Grundlage der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung, um gegen all die Barrieren vorzugehen, an die behinderte Menschen in der Gesellschaft täglich stoßen; ferner um die Errichtung neuer Barrieren zu vermeiden und um die Gleichstellung und gleichberechtigte Teilhabe bei allen Aspekten des Lebens zu erlangen, einschließlich Bildung, Transport, Gesundheitsfürsorge, soziale Sicherung, soziale Dienstleistungen, sowie beim Zugang zu Waren und Dienstleistungen, Bildung, Wohnen und Beschäftigung.

(
Das Recht auf Teilhabe an den Entscheidungsfindungsprozessen in der EU und daran, die Rechte der Menschen mit Behinderung in allen Politik-bereichen der EU und der Einzelstaaten als selbstverständlich zu verankern
Genau wie alle anderen Bürger möchten wir als Menschen mit Behinderung in unserer Gesellschaft gut leben und zu allen Entscheidungen beitragen können, die direkt oder indirekt Auswirkungen auf unser Leben haben. 


Wir als Menschen mit Behinderungen sind der Ansicht, dass unsere Rechte nur dann besser respektiert werden, wenn sie in allen Bereichen der EU-weiten und nationalen Politik Berücksichtigung finden, und wenn allgemein alle politischen Vorgaben und Maßnahmen dafür genutzt werden, eine Gleichstellung der Menschen mit Behinderung zu erreichen. Außerdem sollten bei der Festlegung und Umsetzung dieser Maßnahmen und politischen Vorgaben die möglichen Auswirkungen auf die Situation von Menschen mit Behinderung systematisch geprüft werden.
(
Das Recht auf gleichen Zugang und gleiche Chancen bei der Bildung
Als Kinder und Erwachsene mit Behinderung müssen wir gleichen Zugang zu Bildung genießen können und in der Lage sein, Bildungsangebote in inklusiven Settings in Anspruch zu nehmen, welche unsere besonderen Bedürfnisse und Wünsche in Bezug auf Bildung berücksichtigen.
(
  Das Recht auf Gleichbehandlung in der Arbeitswelt

Genau wie alle anderen Bürger müssen wir bei der Arbeitsplatzvergabe und-erhaltung eine Gleichbehandlung erfahren. Zudem müssen uns ein gleiches Gehalt und gleiche Rechte bei vergleichbaren beruflichen Positionen und Qualifikationen zustehen. Schließlich müssen die Arbeitgeber bereit sein, einen Arbeitsplatz gemäß den Bedürfnissen eines behinderten Mitarbeiters umzugestalten.
(
Das Recht auf sozialen Schutz, soziale Sicherheit und ein ausreichendes Einkommen
Wir Bürger mit Behinderung - einschließlich der Menschen, die niemals einer Erwerbstätigkeit werden nachgehen können, und ihrer Familien - sind die ersten Opfer der Finanzkrise und der Rezession in der Europäischen Union und müssen über das Recht verfügen, ein Leben in Würde und oberhalb der Armutsgrenze zu führen. 

In diesem Zusammenhang fordern wir Anreize für mehr Investitionen in zugängliche Infrastruktur, sowie Beihilfen und Steuererleichterungen, damit finanzschwache, ältere oder behinderte Menschen und ihre Angehörigen Waren und Dienstleistungen kaufen können und auf diese Weise die wirtschaftliche Situation verbessern. 
Der Wert von Investitionen in Menschen ist weit bedeutender als der von spekulativen Investitionen und kommt der Gesellschaft in ihrer Gesamtheit zu Gute. Wenn sich die Kluft zwischen den benachteiligten und den wohlhabenden Mitgliedern einer Gemeinschaft vergrößert, ist dies auf lange Sicht für die Gesellschaft weit kostspieliger.
In dieser Hinsicht fordern wir daher eine eindeutige Festlegung des Mindesteinkommens und eine Unterscheidung zwischen Einkommen und Beihilfen für behinderte Menschen, denn diese Beihilfen sollen ausschließlich dazu dienen, die mit der Behinderung zusammenhängenden Zusatzkosten zu begleichen.
Da die Freizügigkeit der Bürger innerhalb der Europäischen Union ein Grundrecht darstellt, müssen wir das Recht auf Gleichstellung bezüglich der sozialen Sicherung und der Sozialversicherungssysteme haben, wenn wir zum Studium, im Rahmen der Erwerbstätigkeit oder zwecks Familienzusammenführung in ein anderes EU-Land umziehen. 

(
Das Recht, ein unabhängiges und selbstbestimmtes Leben in der Gesellschaft zu führen

Genau wie allen anderen Bürgern muss uns die Möglichkeit geboten werden, an dem von uns gewählten Ort zu leben, eigenständig Entscheidungen zu treffen und Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, die unserer Unabhängigkeit und gleichberechtigten Teilhabe dienen (z.B. das Recht auf persönliche Assistenz). Die Familie muss als wesentlicher Faktor bei allen Entscheidungen in Bezug auf die Lebensgestaltung, die Ausbildung und soziale Einbindung von solchen behinderten Kindern und Erwachsenen mit ausgeprägtem Hilfebedarf anerkannt werden, die sich selbst nicht vertreten können. Um eine unabhängige Lebensführung zu erzielen, müssen wohnortnah Dienstleistungen und Unterstützungsangebote abrufbar sein, die auf die individuellen Bedürfnisse der behinderten Menschen und ihrer Angehörigen abgestimmt sind.
· Das Recht auf Zugang zu Gütern und Dienstleistungen, öffentlichen Verkehrsmitteln, öffentlicher Infrastruktur, Kommunikations- und Informationsmitteln
Genau wie alle anderen Verbraucher müssen wir in der Lage sein, dieselbe Bandbreite an Waren und Diensten zu nutzen und daraus zu wählen. Es braucht gesetzliche Maßnahmen innerhalb der Binnenmarkt-Regelungen um sicherzustellen, dass alle Güter und Dienste so gefertigt und geliefert werden, dass sie, gemäß dem Grundsatz des „Universal Design“, voll zugänglich sind.
Genau wie alle anderen Bürger müssen wir in die Lage versetzt werden, frei und unabhängig per Bus, Bahn, Flugzeug oder Schiff zu einem von uns gewählten Ort zu reisen.

Genau wie alle anderen Bürger müssen wir - auch wenn wir dabei auf einen Begleiter oder Begleithund angewiesen sind - einen vollständigen, freien und unabhängigen Zugang zu allen öffentlichen Gebäuden oder Orten bekommen, z.B. zu Parks, Spielplätzen, Restaurants, Bars, Theatern, Einkaufszentren, Museen oder jedwedem anderen Ort der bebauten Umgebung wie Bürgersteige, Straßen und Fußgängerüberwege. Es müssen gesetzliche Maßnahmen ergriffen werden, um vollen Zugang zur bebauten Umwelt auf der Grundlage des Prinzips des „Universal Design“ zu gewährleisten.
Genau wie andere Bürger müssen wir über einen vollständigen Zugriff auf alle Informationen des privaten und öffentlichen Sektors in zugänglichen Formaten verfügen (elektronisches Format, Braille-Schrift, Großdruck, Gebärdensprache, Erläuterungen im Hörformat, Untertitel, leicht verständliche Sprache). Wir müssen vollständigen Zugang zur gesamten Bandbreite elektronischer Kommunikationsmittel wie Internet oder Mobiltelefon usw. haben, die ohne Aufpreis am Markt erhältlich sein sollten, um uns die volle Teilhabe am sozio-ökonomischen Leben in der Gesellschaft zu ermöglichen.
Genau wie alle anderen Bürger müssen wir über das Recht verfügen können, per Internet Reisen oder Theaterkarten zu buchen, Zugang zu Informationen zu erhalten oder ein Bankkonto verwalten zu können, wodurch wir zudem wie alle Anderen auch arbeiten und studieren können. 

	Das European Disability Forum (EDF) ist die Europäischen Dachorganisation zur Vertretung der Interessen von 50 Millionen Bürgern mit Behinderung in Europa. Die Mitglieder des EDF sind nationale Dachorganisationen von behinderten Menschen aus allen EU- und EEA-Ländern, sowie Europäische NROs, die die verschiedenen Behinderungsformen, Organisationen und Einzelpersonen vertreten, welche sich für die Belange behinderter Menschen einsetzen. Die Zielsetzung des European Disability Forum besteht darin, Menschen mit Behinderung durch ihre aktive Teilhabe an der Entwicklung von politischen Maßnahmen und an ihrer Umsetzung einen vollständigen Zugang zu den Grundrechten und Menschenrechten zu gewährleisten. 

European Disability Forum, Rue du Commerce 39-41, B - 1000 Brussels, 

Tel : +32/2/282.46.00, Fax : +32/2/282.46.09, E-mail : secretariat@edf-feph.org, 

Website : http://www.edf-feph.org
Direktkontakt: EDF national and European organisations of disabled persons
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